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Gravierender Fehler beim 
Gesundheitsfonds – dringender
Handlungsbedarf angezeigt!

thüringen
report

Am 1. Januar 2009 soll der Gesundheitsfonds star-
ten. Damit verbunden ist die Festsetzung eines ein-
heitlichen Beitragssatzes für alle Krankenkassen. Mit -
tels eines im Detail umstrittenen morbiditätsorientier-
ten Risikostrukturausgleichs sollen Milliarden-Beträge
zwischen den Krankenkassen umverteilt und die Ver-
gütungen (insbesondere für ambulante ärztliche Leis -
tungen) grundsätzlich vereinheitlicht werden. Dieses
in sich scheinbar logische Gefüge eines Krankenver-
sicherungssystems, das offenbar seinen Weg in die
Einheitsversicherung antreten soll, hat einen ent -
schei denden sys tematischen Fehler: Der Gesetzgeber
hat (be wusst?) die zahnärztliche Vergütung von der
allgemeinen Angleichung ausgespart. Während bei
den ärztlichen Vergütungen die Nivellierung durch
die Einführung einer einheitlichen Euro-Gebühren-
ordnung auf der Basis von (bundeseinheitlichen)
Orientierungswerten erfolgt, die als Referenzgröße
für die Punktwertvereinbarungen in den Ländern
dient, und bei den Krankenhäusern das DRG-System
bereits vor einiger Zeit etabliert wurde, ist ähnliches
für die zahnärztlichen Honorare nicht vorgesehen.
Derweil wurde im Leis tungsbereich Zahnersatz be -
reits 2005 ein bun des weites einheitliches Fest zu -
schuss modell ge schaf fen. Die Untätigkeit des Ge -

setz gebers für den restlichen Versorgungsbereich der
vertragszahnärztlichen Versorgung ist völlig unver-
ständlich!

Regelungsdefizit trifft 
besonders Ersatzkassen

Von dem Regelungsdefizit sind die Ersatzkassen in
besonderer Weise betroffen. Sie zahlen bundes-
weit höhere Vergütungen als andere Kassenarten.e
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So liegt beispielsweise der Punktwert der Ersatzkas-
sen in Thüringen für konservierend-chirurgische
Leistungen um mehr als fünf Prozent höher als der
entsprechende AOK-Punktwert. 

Prekäre Auswirkungen

Das Berliner Forschungsinstitut IGES hat im Zuge
einer wissenschaftlichen Studie ermittelt, dass sich
dies im gesamten Bundesgebiet für die Ersatzkas-
sen auf Mehrkosten von annähernd 170 Mio. EUR
summiert. Das ist ein unhaltbarer Zustand unter
den Bedingungen des Gesundheitsfonds und eines
einheitlichen Beitragssatzes. Konkret bedeutet dies,
dass die Ersatzkassen einen jährlichen Zusatzbei-
trag von 10,81 EUR von jedem ihrer Versicherten
erheben müssten: eine gravierende Wettbewerbs-
verzerrung zu Lasten der Ersatzkassen!

Mögliche Regelungsmechanismen

Das IGES hat in seiner Studie vier Lösungsoptionen
zur Herstellung einer einheitlichen und wettbe-

werbsneutralen Vergütung vertragszahnärztlicher
Leistungen aufgezeigt: 

• Punktwertangleichung der Ersatzkassen-Punktwer -
te an das Niveau der Primärkassen-Punktwerte,

• Punktwertangleichung der Primärkassen-Punktwer -
te an das Niveau der Ersatzkassen-Punktwerte,

• bundeseinheitlicher durchschnittlicher Punktwert,
• regionaler durchschnittlicher Punktwert. 

Alle vier Lösungsvorschläge sind ohne erheblichen
Aufwand umsetzbar und würden zu Wettbewerbs-
gerechtigkeit führen. Es ist an der Politik, nunmehr
zu handeln. Gerade in den neuen Bundesländern
ist ein grundsätzliches Interesse der Politik zu ver-
muten, das Thema auch unter dem Aspekt der
Angleichung der Lebens- und Vergütungsverhält-
nisse zu betrachten, was für ein bundeseinheitliches
Punktwert-Modell spräche. Die Ersatzkassen streben
vor allem eine kostenneutrale Lösung an, die sich
am ehesten mit der Variante 4 erreichen ließe.
Gleichwohl drängt das Problem – der 1. Januar
2009 steht vor der Tür.

Deutschlands Krankenkassen und deren Spitzenverbände stehen schwere Zeiten bevor. Die
weitreichende Organisationsreform bei Krankenkassen und Spitzenverbänden würfelt das
derzeitig gut funktionierende System gehörig durcheinander. Verglichen mit Deutschlands
letzten Orkanen Kyrill und Emma dürfte dieser Umstrukturierungsprozess im Krankenkas-
senlager weitaus stärker werden. Doch während der Großteil der gesetzlich Krankenkas-
senversicherten die tatsächlichen Auswirkungen der Neuregelungen des GKV-Wettbewerbs-
stärkungsgesetzes (GKV-WSG) erst im Jahr 2009 erfahren wird, haben sich die Ersatzkassen
und ihre Verbände bereits weitestgehend auf die neue Situation eingestellt. Trotz grundsätz-
licher Bedenken gegen die Neuorganisationsstrukturen haben sie bereits seit 2007 daran
gearbeitet, diese Veränderungsprozesse vorzubereiten: Der neue Spitzenverband Bund
wurde kontinuierlich und konstruktiv aufgebaut und die vorhandenen Strukturen der Ersatz-

kassenverbände werden derzeit angepasst. Darüber hinaus wurden von den Mitgliedskassen neue ge setzliche
Regelungen wie Wahltarife oder die Regelung zur Versicherungspflicht schnell und unbürokratisch umgesetzt. 

Ersatzkassenverbände auch künftig in Thüringen präsent

Der neue Spitzenverband Bund der Krankenkassen wird einen Großteil der bisherigen Aufgaben der Spitzenver-
bände zum 1. Juli 2008 übernehmen. Die Mitgliedskassen des VdAK und des AEV mussten von daher über die
künftige Rolle des Verbandes auf Bundes- und Landesebene entscheiden. Sie haben dies im Sinne von Praktika -
bilität und Funktionalität getan. Neben notwendigen Veränderungsprozessen in Organisation und Ablauf bleibt
die VdAK/AEV-Landesvertretung in Thüringen präsent. Die Ersatzkassen stellen damit weiterhin ortsnahe Ansprech-
partner für Politik und Leistungserbringer.

Die Landesvertretungen der Ersatzkassen werden dabei ihre Rolle als Dienstleister noch stärker ausbauen und
eine Vielzahl von Aufgaben im Auftrag ihrer Mitgliedskassen in den jeweiligen Bundesländern wahrnehmen.

I N E I G E N E R S A C H E

Michael Domrös,
Leiter der VdAK/AEV 
Landesvertretung
Thüringen
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Der Landesbasisfallwert 2008 wurde mit der Lan-
deskrankenhausgesellschaft Thüringen vereinbart
und am 29. Februar 2008 durch die Landesauf-
sicht genehmigt. Mit dieser Vereinbarung wurde die
Handlungsfähigkeit der Selbstverwaltung in Thürin-
gen trotz schwieriger Rahmenbedingungen erneut
unter Beweis gestellt.

Der Landesbasisfallwert 2008 beträgt 2.751,00 EUR
(nach Kappung) und bildet den Zielwert für die Ver-
handlungen mit den Krankenhäusern in Thüringen.

Durch die Erhöhung des Landesbasisfallwertes um
ca. 0,7 Prozent erhalten die Thüringer Krankenhäu-
ser zusätzliche finanzielle Mittel zur Behandlung
ihrer Patienten.

Die gesetzliche Veränderungsrate 2008 in Höhe
von 0,64 Prozent wurde zur wirtschaftlichen Siche-
rung der Krankenhäuser in Thüringen leicht über-
schritten.

In ca. acht Monaten – ab 2009 – ist die Zeit der
krankenhausindividuellen Basisfallwerte vorbei und
jedes Thüringer Krankenhaus muss dann grund-
sätzlich den Landespreis (Landesbasisfallwert) mul-
tipliziert mit dem Schweregrad der Erkrankung
abrechnen. Ab dann gilt in jedem Bundesland der
Grundsatz: Gleiches Geld für gleiche Leistung (z. B.
für eine Blinddarmoperation).

Der Landesbasisfallwert ohne Kappung und Ausglei-
che 2008 beträgt 2.761,00 EUR und bildet die Aus-
gangsgröße für 2009. In den anderen Bundeslän-
dern (Grafik) sind die Verhandlungen bzw. Schieds-

stellenverfahren bis auf Berlin abgeschlossen. 

Die Werte der einzelnen Bundesländer nähern sich
im vierten Jahr in Folge allmählich an. Lag noch im
Jahr 2005 der Abstand zwischen dem höchsten und
dem niedrigsten Landesbasisfallwert bei 449,77 EUR,
ist er in 2008 auf 274,53 EUR gesunken. 

Die gegenwärtig geführte politische Diskussion über
einen bun des ein heitlichen Landesbasisfallwert sehen
die Ersatzkassen in Thüringen als verfrüht an. Noch
ist der Prozess der Etablierung des DRG-Systems nicht
abgeschlossen. Die vorgenommenen Veränderungen
im DRG-Katalog werden durch das InEK – Institut für
das Entgeltsystem im Krankenhaus gGmbH – zwar
jährlich weniger, doch müssen die länderspezifischen
Katalogeffekte weiterhin über die Landesbasisfallwerte
be rücksichtigt werden. Sonst würden regionale Beson -
derheiten (z.B. Alter, Geschlecht, besondere Krank-
heitsbilder und Einrichtungen) im bundeseinheitlichen
Basisfallwert so gut wie unbe rück sichtigt bleiben.

Zusätzlich zu den DRG-Vergütungen zahlen die Kas-
sen noch eine Vielzahl von anderen Entgelten. Die-
ser Bereich wird als Nicht-DRG-Bereich (insbesonde-
re Zusatzentgelte, sonstige Entgelte und neue Unter-
suchungs- und Behandlungsmethoden) be zeichnet.

Die Summe der Erlöse hierfür ist nicht nur in jedem
Krankenhaus sehr verschieden, sondern auch in

den einzelnen Bundesländern sehr unein-
heitlich. In Thüringen haben sich die Erlöse
dieses Bereiches, die Einfluss auf die Höhe
des Landesbasisfallwertes haben, seit Ein-
führung des DRG-Systems mittlerweile fast
vervierfacht. 

An diesen Beispielen wird deutlich, dass zum
jetzigen Zeitpunkt eine sachgerechte Entschei-
dung der Frage, inwieweit ein bundeseinheit-
lich geltender Basisfallwert eingeführt werden
soll, noch nicht möglich ist. 

Vielmehr sollte nach dem Ende der Konver-
genzphase eine wissenschaftliche Be -
gleitforschung zum Bundesbasisfallwert
erfolgen.

Ziel der Ersatzkassen in Thüringen bleibt es weiterhin
eine gute und flächende ckende Versorgung der Be -
völkerung mit leistungsfähigen Kran kenhäusern zu
gewährleisten.

Landesbasisfallwert 2008 vereinbart
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Landesbasisfallwert 2008 vor Kappung und ohne Ausgleiche
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Das Modellprojekt „Personenbezogenes Pflegebudget“
startete im Jahr 2004 mit einer Förderung über die
Spitzenverbände der Pflegekassen als neu es An gebot
der Pflegeversicherung. Über einen Zeitraum von vier
Jahren erhielten pflegebedürftige Menschen ein Bud-
get zum Einkauf von Pflegeleis tungen. Die finanziellen
Mittel sollten eigenverantwortlich ver wen det und ver-
waltet werden. Zusätzlich standen den aktiven Teilneh-
mern im Modellprojekt Case-ManagerInnen unter stüt -
zend und be gleitend zur Sei te. Die Stadt Erfurt war ei -
ne von sieben Regionen in der Bun desrepublik, in de -
nen verschie dene Bud get ansätze auf Praxis taug  lichkeit
ge testet wurden. 

Zum Ende des Mo dell zeit raumes wur de am 20. März
2008 im Rahmen einer Ab schluss ver an staltung Bilanz
ge zo gen. Seitens der Projektleitung wurde insbesonde-
re zu den Erfolgsfaktoren Stel lung ge nom men. Da zu
ge hört in ers ter Li nie der Nachweis, dass die Abkoppe-
lung der Pfle  ge vom Ver richtungs bezug gemäß § 14
SGB XI sowie die damit mögliche stärkere Ausrichtung
des Leistungsspektrums auf die tatsächlichen Bedürf -
nisse der Be trof fenen eine Option für Pflege in der
eigenen Häus lich keit ist. In Bezug auf das Case-Ma -
nage ment erfüllten sich die zu Projektbeginn geäußer-
ten Erwartungen eben falls. Aktive Fallbegleitung stellt
eine wich tige Assess ment-Funktion bei der Zusammen-
stellung individueller Pflegearrangements dar und
steht auch für die Sicherung der Pflegequalität unter
Budgetbedingungen. 

Von Seiten der Pflegekassen wurde die weit hinter
den Erwartungen zurückgebliebene Teilnahme
kritisch be wertet. Trotz ausführlicher Information der
Versicherten über Inhalte und Möglichkeiten des zu
erprobenden Konzeptes entschieden sich in Erfurt
über vier Jahre hinweg nur 49 Menschen für eine
aktive Mitwirkung. In der für die Evaluation wichti-
gen Vergleichsgruppe waren insgesamt 37 Teilneh-
mer eingeschrieben. Das zurückhaltende Interesse
begründete sich einerseits darin, dass die Leistun-
gen von Angehörigen nicht über das Pflegebudget
finanziert werden konnten. Andererseits wurde ein
Beteiligungsverzicht auch mit der Aussage begrün-
det, dass das bestehende Pflegearrangement be -
reits den Bedürfnissen entspricht.

In der Abschlussveranstaltung wurde von den an we -
senden Budgetnehmern zwar bekräftigt, dass für sie
eine erhoffte Verbesserung der Pflegesituation auch
tatsächlich eingetreten ist, jedoch blieb der qualifizier-
te Nachweis in Erfurt aus, dass von dieser subjektiv
wahrgenommenen Verbesserung auch wirk lich Pflege-
bedürftige allgemeingültig profitieren würden. 

Die Ergebnisse aus dem Modellstandort Erfurt ge hen
in die Gesamtbewertung des Projektes ein, die Mitte
des Jahres erwartet wird. Es zeichnet sich allerdings
bereits jetzt schon ab, dass auch bun des weit das Pfle-
gebudget nicht als Hauptoption für die konkrete Aus-
gestaltung der Pflege steht.

Mit Beschluss des Deutschen Bundestages vom 14.
März 2008 wurden die entscheidenden Weichen für
das Inkrafttreten des Pflegeweiterentwicklungsgesetzes
zur Jahresmitte gestellt. Die vom Parlament verab-
schiedete Pflegereform verbessert die Leistungen für
die Versicherten, enthält Regelungen zur strukturellen
Weiterentwicklung der Pflegelandschaft und zielt auf
die Verbesserung der Pflegequalität ab. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens ist der Refor-
mentwurf aus dem Oktober vorigen Jahres in einigen
wesentlichen Punkten geändert worden. Besonders
her vorzuheben sind die überarbeiteten Regelungen zu
Pflegestützpunkten und Pflegeberatung, da hiermit
zwei der wesentlichen Dissenspunkte zur Pflegereform
ausgeräumt werden konnten. 

Die ursprüngliche Intention des Gesetzgebers, den
Pfle ge- und Krankenkassen die alleinige Verantwor-
tung für einen flächendeckenden Aufbau von Pflege-
stützpunkten zu übertragen, wurde im Koalitionskom-
promiss Ende Februar auf dem Petersberg fallen ge -
lassen. Nunmehr sind die Länder in der Mitverantwor-
tung. Sie sollen zukünftig – unter Berück sichtigung der
bereits vorhandenen Beratungsstrukturen – den Bedarf
an Pflegestützpunkten im jeweiligen Land bestimmen.
Mit dem Verzicht auf die Schaffung von flächende -
ckenden Strukturen zugunsten eines bedarfsgerechten
Stützpunktnetzes kann auch die ursprünglich zum Auf-
bau wohnortnaher Anlaufstellen eingeplante Anschub-
finanzierung um 20 Mio. EUR geringer ausfallen. Die -
se Mittel stehen jetzt anderen Leistungsbereichen zur
Verfügung. Im Gegenzug werden die Pflege- und

Abschlussveranstaltung zum Modell-
projekt „Pflegebudget“ in Erfurt

Reform der Pflegeversicherung 
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Krankenkassen an der Finanzierung der laufenden
Kosten für die Pflegestützpunkte beteiligt.

In Bezug auf die Pflegeberatung finden sich die an -
fänglichen Überlegungen, den Pflegeberatern in den
Pflegestützpunkten die Kompetenz für Leis tungs ent -
scheidungen zu übertragen, in der jetzigen Gesetzes-
fassung ebenfalls nicht wieder. Pflegebe ratung in den
Pflegestützpunkten konzentriert sich zukünftig haupt-
sächlich auf Auskunft und Beratung im eigentlichen
Sinne, Koordinierung der notwen digen Hilfs- und Un -

terstützungsangebote und – soweit von den Be trof fe -
nen gewünscht – Entgegennahme und Weiterleitung
von Leistungsanträgen. Die Leistungsentscheidung
selbst bleibt weiterhin der zuständigen Pflege- und
Krankenkasse oder weiteren Leistungsträgern wie z. B.
Sozialhilfeträger vorbehalten.

Die abschließende Lesung im Bundesrat ist auf den
25. April terminiert. Es ist davon auszugehen, dass die
Gesetzesvorlage wie vorliegend bestätigt wird und das
Gesetz zum 1.Juli 2008 in Kraft treten wird.

Transparenz in der Pflege – 
Erfahrungsbericht über eine Initiative 
des Thüringer Landespflegeausschusses

Der Thüringer Landespflegeausschuss beschäftigt
sich regelmäßig mit den Ergebnissen der Qualitäts-
prüfungen gemäß § 115 SGB XI in Thüringer Pfle-
geeinrichtungen. Das Thema stand zuletzt in der
Oktobersitzung 2007 auf der Tagesordnung. Im
Verlauf der Diskussion regten die Landesverbände
der Pflegekassen an, die Ergebnisse aus den Quali-
tätsprüfungen in Verbindung mit einer verbrau-
cherorientierten Information über die Leistungen in
den Pflegeeinrichtungen zu veröffentlichen. Mit Blick
auf den be reits vorliegenden Referentenentwurf zur
Pflegereform sollten die Voraussetzungen geschaf-
fen werden, zeitnah und auf freiwilliger Basis Trans-
parenzdaten, die die Suche nach einer Pflegeein-
richtung erleichtern, zur Verfügung zu stellen. Sei-
tens der Leistungserbringerverbände wurde ange-
sichts der mit der Pflegereform zu erwartenden
bundeseinheitlichen Regelungen zur Pflegetranspa-
renz die Notwendigkeit einer vorgeschalteten regio-
nalen Initiative deutlich hinterfragt. 

Im Ergebnis wurde durch Beschluss eine Arbeits-
gruppe mit Vertretern aus den Verbänden der Pfle-

gekassen und Leistungser-
bringer, des Medizinischen
Dienstes (MDK) und des
Seniorenbeirats gebildet,
die den Auftrag er hielt,
unter Leitung des Thüringer
Sozialminis teriums ein Kon-
zept zu erarbeiten und die-
ses zur Entscheidung in
den Landespflegeausschuss
einzubringen. Es war fest-
zulegen, welche Informa-
tionen Pflegebedürftige und
ihre An gehöri gen zukünftig

auf einer Internetplattform des Thüringer Sozialmi-
nisteriums als Entscheidungshilfe bei der Auswahl
eines Pflegeheimes abrufen können. Neben Anga-
ben der Einrichtung zu Lage, Ausstattung, Lei-
stungsspektrum und Preis sollten auch Da ten zur
Qualifikation des Fachpersonals, zur An wendung
von Expertenstandards und Leitlinien in der Pflege
sowie Feststellungen zur Ergebnisqualität aus der
letzten Prüfung des Medizinischen Dienstes ins Netz
gestellt werden. Dem Verbraucher sollte die verglei-
chende Betrachtung mehrerer Pflegeheime unkom-
pliziert ermöglicht werden. 

Das dem Landespflegeausschuss vorgelegte und
zwischenzeitlich auch beschlossene Konzept spart
allerdings einen für eine umfassende Verbrau-
cherinformation wesentlichen Part aus. Aussagen
zur direkten Qualität in der Pflege finden sich hier
vorläufig nicht. Der interessierte Nutzer der Internet-
plattform wird nach dem Willen der Leistungser -
bringerverbände vorerst keine Angaben darüber
finden, was der MDK in punkto sachgemäßem Um -
gang z. B. bei der Pflege von BewohnerInnen mit
Inkontinenz, Schmerzzuständen, Sturzrisiko oder
Dekubitusgefahr in seiner letzten Qualitätsprüfung
festgestellt hat. Dies wird der Bürger auf der Suche
nach einem Pflegeheim auch weiterhin bei jeder
Einrichtung selbst erfragen müssen. Ein mühseliger
und zeitaufwendiger Weg, um an umfassende In -
for mationen zu gelangen, bleibt ihm also auch wei -
terhin nicht erspart. Einen Lichtblick gibt es aber,
der Gesetzgeber hat mit der Pflegereform auch die
Verpflichtung zur umfassenden Veröffentlichung von
Ergebnissen der MDK-Qualitätsprüfungen ins Ge -
setz geschrieben. Die Zeit der leistungserbringerge-
steuerten Transparenz geht also – hoffentlich bald –
dem Ende entgegen.

Pflege: Neue Versorgungsfor-
men und deren Akzeptanz



Mit der 1. Lesung zum neuen Thüringer Rettungs-
dienstgesetz wurde deutlich, dass dieses Gesetz in
absehbarer Zeit in Kraft treten soll. Doch spätestens
bei der Anhörung der Beteiligten durch den Innen-
ausschuss des Thüringer Landtages am 14. März
2008 zeichnete sich Nachbesserungsbedarf ab. 

Aus Sicht der Ersatzkassenverbände ist mit dem
Ge setzentwurf die Chance vertan worden ein mo -
dernes Regelungswerk auf den Weg zu bringen,
welches Anreize zur Effizienz und Wirtschaftlichkeit
setzt. Stattdessen wurde ein umfangreiches Kosten-
deckungsprinzip statuiert, das den Trägern des Ret-
tungsdienstes wenige Anreize zu Sparsamkeit bie-
tet. Die Lastenverteilung zu Ungunsten der Kran-
kenkassen ist dabei augenscheinlich. 

Die folgenden Punkte sollten deshalb „nachgebes-
sert“ werden: 

1. Zentrale Leitstellen in Thüringen

Es existieren derzeit 14 Leitstellen für den Rettungs-
dienst, was weit über dem Bedarf und den Relatio-
nen in anderen vergleichbaren Bundesländern
liegt. Die Ersatzkassenverbände fordern deshalb
die Einrichtung von vier zentralen Leitstellen, die
eine effektive Koordinierung des Rettungsdienstes
im gesamten Freistaat ermöglichen. Indem das
neue Rettungsdienstgesetz den Status quo von 14
Leitstellen festschreiben will, wird „Kirchturmpolitik“
betrieben, die zwar den Eitelkeiten mancher Land-
räte gerecht werden mag, aber den Gegebenheiten
eines modernen Rettungswesens in keiner Weise
entspricht. Die Forderung nach vier zentralen Leit-
stellen ist kein Selbstzweck, sondern dient zwangs-
läufig der Qualitätsverbesserung und der Kostenef-
fizienz. 

2. Benutzungsentgelte für 
die notärzt liche Versorgung

Die Sicherstellung für die notärztliche Versorgung
im Rettungsdienst obliegt der Kassenärztlichen Ver-
einigung Thüringen, was grundsätzlich zu begrü-
ßen ist. Die Be reitstellung von Notärzten erfolgt
nach den Vorstellungen des Landesgesetzgebers in
erster Linie durch die Krankenhäuser. Allerdings
sollen die Kosten für die Sicherstellung der notärzt-
lichen Versorgung zwischen Kassenärztlicher Verei-
nigung und Krankenhäusern ohne wirkliches Mit-

spracherecht der Kassen vereinbart werden 
bzw. im Falle der Nichteinigung entscheidet eine
Schieds  stelle. Die Kassen können dem praktisch
nur noch zustimmen oder werden per Satzung zur
Kostentragung verpflichtet. 

Eine solche Regelung ist für die Krankenkassen
nicht hinnehmbar. Hier sollen Kosten zwischen zwei
Parteien zu Lasten einer Dritten vereinbart werden.
Die Krankenkassen müssen an der Entscheidung
zur Höhe der Finanzierung gleichberechtigt beteiligt
werden. Die Kostenverhandlungen müssen auf der
Basis der notwendigen Arztgestellung unter Beteili-
gung der Krankenkassen mit vollem Stimmrecht
erfolgen. Die Bereitschaft der Kassenseite, notwen-
dige Kosten mitzutragen, wenn deren Wirtschaft-
lichkeit gegeben ist, ist unstrittig. 

3. Uneinbringliche Forderungen 
und Fehleinsätze 

Ein wesentlicher Makel des Rettungsdienstgesetzes
in der vorliegenden Form ist es, dass den Kranken-
kassen in rechtswidriger Weise Kosten für unein-
bringliche Forderungen und Fehleinsätze zugewie-
sen werden. Es ist nicht Aufgabe der Solidarge-
meinschaft Kosten zu tragen, die eine nicht versi-
cherte Privatperson (z.B. bei Verkehrsunfällen mit
internationaler Beteiligung) nicht bezahlt. Keine
Krankenkasse ist verpflichtet, für die persönliche
Schuld eines anderen einzustehen. Ebenso sind die
Krankenkassen nicht verpflichtet, umfassend die
Kosten des Rettungsdienstes bei Fehleinsätzen zu
übernehmen, sondern ihre Leistungspflicht be -
schränkt sich auf ihre Versicherten. Diese Positionen
sind durch Rechtsprechung gesichert. Die vorlie-
gende Version des Rettungsdienstgesetzes schafft
somit bewusst Rechtsunsicherheit und provoziert
geradezu Klagen. 

Die Ersatzkassen sind jederzeit zu einer konstrukti-
ven Diskussion bereit. Dabei geht es ihnen nicht
darum, die notwendige Novellierung eines fast 
16 Jahre alten Gesetzes zu verhindern. Notwendig
ist vielmehr eine sachgerechte Lösung der komple-
xen Materie, die Modernität mit Wirtschaftlichkeit
des Rettungsdienstes verbindet. Auch wenn wesent-
liche Pfosten des Gesetzes eingeschlagen sind, 
darf die Chance nicht vertan werden, noch not -
wendige Änderungen bei wichtigen Einzelpunkten
vorzunehmen.

Rettungsdienstgesetz in der nächsten 
Runde – Änderungen erforderlich! 
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Die Landesverbände der Krankenkassen und die
Verbände der Er satzkassen haben gemeinsam mit
den Kommunalen Spitzenverbänden auf der
Grund lage der Frühförderverordnung (FrühV) eine
Rahmenvereinbarung für den Freistaat Thürin gen
zur Um setzung der Verordnung zur Früherken-
nung und Frühförde rung be hinderter und von Be -
hin derung bedrohter Kinder (FrühV) mit Wirkung
zum 1. Ja nuar 2008 abgeschlossen. 

Gegenstand dieser Vereinbarung ist der Zugang 
zu allen Leistungen der Früherkennung und Früh-
förderung nach § 30 SGB IX. Damit können Leis -
tungen zur medizinischen Rehabilitation und heil-
pädagogische Leistungen als interdiszi plinäre
Komplex lei stung er bracht werden. Schä digungen
oder Störungen in der körperlichen, geis tig-seeli-
schen und sozialen Ent wick lung von Kindern sollen
frühzeitig er kannt, verhindert, geheilt oder in
ihren Auswirkungen gemindert werden.

Das Angebot der Komplexleistung Frühför-
derung richtet sich an noch nicht einge-
schulte behinderte und von Behinderung
bedrohte Kinder.

Auf der Grundlage des individuellen Bedar-
fes zur Förderung und Behandlung werden
die er forder lichen me dizinisch-therapeuti-
schen und heilpädagogischen Leistungen in
Zusammenarbeit mit den Erziehungsberech-
tigten in einem interdisziplinär entwick el ten
Förder- und Be handlungsplan schriftlich
zusammengestellt. Der Förder- und Be hand -
lungsplan führt die Er gebnisse der Diagno-
stik beider Leis tungs  bereiche zu sammen.

Ziel der Komplexleis tung ist es, die Leis tungs -
 er brin gung aus einer Hand zu ermöglichen. 
Diese erfolgt in anerkannten inter disziplinären
Frühförderstellen und sozial pädiatrischen Zen-
tren unter Ein beziehung des so zialen Umfeldes
des Kindes. Dadurch können Eltern sowie ihre
behinderten und von Behinderung bedrohten Kin-
der das zeitintensive Aufsuchen verschie dener
Fachdis ziplinen und Einrich tungen ver mei den. 

Zur Umsetzung der Landesrahmenvereinbarung
Frühförderung führen die Ersatzkassenverbände
seit dem Jahr 2007 Gespräche mit der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Thüringen. Dabei geht es
um die Sicherstellung diagnostischer Leistungen
und das Aufstellen des Förder- und Behandlungs-
planes unter Beteiligung der Kinderärzte in Thü-
ringen.

Darüber hinaus fand am 31. Januar 2008 im
Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und
Gesundheit gemeinsam mit den Krankenkassen -
verbänden und den Kommunalen Spitzenver -
bänden eine Informationsveranstaltung für die
LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen,
die Thüringer Vereinigung für Interdisziplinäre
Frühförderung e.V. und die Träger der Frühför -
derstellen statt.

Die Ersatzkassenverbände in Thüringen sind zu -
versichtlich, mit der neuen Landesrahmenverein -
barung eine zukunftsorientierte Basis geschaffen
zu haben, mit der die hohe Qualität der Frühför -
derung gesichert wird.

Früherkennung und Frühförderung 

Momentaufnahme aus der Frühförderung

Unterschiedliche Behandlungs methoden 
individuell erfasst.



Auch die Kolleginnen und Kollegen der VdAK/
AEV-Landesvertretung Thüringen ließen es sich
nicht nehmen, beim diesjährigen KKH-Herz-Kreis-
lauf am 3,2 km-Firmenlauf teil zunehmen. 

Gemeinsam gingen sie an den Start.
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Bereits in unserer letzten Ausgabe des Thüringer
Ersatzkassenreportes haben wir an dieser Stelle
einen Beitrag über die Änderungen in der Selbsthil-
feförderung ab dem 1. Januar 2008 veröffentlicht.
Seither haben sich die Thüringer Krankenkassen
und ihre Verbände auf ein gemeinsames Konzept
zur Umsetzung der kassenartenübergreifenden
Gemeinschaftsförderung verständigt. 

Die Thüringer Krankenkassen und ihre Verbände stel-
len im Bereich der Gemeinschaftsförderung der
Selbsthilfe in Thüringen für das Jahr 2008 einen
Betrag von ca. 468.000 EUR zur Verfügung. Zur För-
derung von Selbsthilfeprojekten werden der Selbsthilfe
durch die Thüringer Krankenkassen in gleicher Höhe
zusätzliche Fördergelder zur Verfügung gestellt.

Für die Gemeinschaftsförderung wurden von 860
Thüringer Selbsthilfegruppen Anträge gestellt. Von

den Landesverbänden und Organisationen der
Selbsthilfe in Thüringen konnten 39 Anträge sowie
18 Anträge von Thüringer Selbsthilfekontaktstellen
registriert werden. Das Gesamtantragsvolumen von
ca. 1,1 Million EUR übersteigt die für die Pauschal-
förderung im Jahr 2008 zur Verfügung stehenden
Finanzmittel somit beachtlich.

Allein daraus wird ersichtlich, wie schwer sich die
Verteilung der Fördergelder entsprechend der An -
tragslage praktizieren lässt. Auf Grund des enor-
men Antragsvolumens wurden mit den Vertretern
der Selbsthilfe entsprechende Förderkriterien abge-
stimmt, die die originäre Selbsthilfearbeit im Jahr
2008 ermöglichen und eine Arbeitsfähigkeit sicher-
stellen. Derzeit arbeiten die Krankenkassenverbän-
de an einer Umsetzung und Aufteilung der Förde-
rung.
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Die neue Selbsthilfeförderung 

Kolleginnen und Kollegen aus den neuen Bundes-
ländern kennen ihn als Pionier der ersten Stunde.
Seit März 1992 war Lothar Braune für die BARMER
Ersatzkasse auch in Thüringen unterwegs, zuletzt
als zuständiger Landesbereichsgeschäftsführer für
Sachen-Anhalt und Thüringen. Nach über 33 Ar -
beitsjahren ist Lothar Braune zum 31. März 2008
aus seinem Dienst ausgeschieden.

Wir möchten uns an dieser Stelle bei ihm bedan-
ken. Wir danken ihm, dass er die Ersatzkassenge-

meinschaft stets mit
Rat und Tat und sei-
nem diplomatischen
Geschick begleitete.
Wir danken ihm für
sein unermüdliches
Wirken und wir
sagen: „Auf Wieder-
sehen, lieber Lothar
Braune!“

Auf Wiedersehen Lothar Braune

Lothar Braune
Foto: Kerstin Keding

FÜR EINE GUTE SACHE AM START

(v.l.n.r.) Peter Schneider (KKH), Petra Recke, Michael Domrös,
Simone Krypczyk, Mario Grothe Foto: Kerstin Keding


